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Coreo AG
Grüneburgweg 18, 60322 Frankfurt am Main

– WKN A0B9VV –
– ISIN DE000A0B9VV6 –

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung

Sehr geehrte Aktionäre,

wir laden Sie ein zu unserer ordentlichen Hauptversammlung am

Dienstag, den 19. Juni 2018, 10:00 Uhr (Einlass: 09:30 Uhr),
im Vortragssaal der Deutschen Nationalbibliothek,

Adickesallee 1,
60322 Frankfurt am Main.

TAGESORDNUNG

1.	 Vorlage des festgestellten und geprüften Jahresabschlusses der 
Coreo AG zum 31. Dezember 2017 sowie des Berichts des Auf-
sichtsrats

	 Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss 
am 11. April 2018 gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit festgestellt. 
Entsprechend den §§ 172, 173 AktG ist zu diesem Tagesordnungs-
punkt keine Beschlussfassung vorgesehen. Die unter diesem Tages-
ordnungspunkt genannten Unterlagen sind der Hauptversammlung 
vorzulegen.

	 Die genannten Unterlagen sind für denselben Zeitraum auf der Inter-
netseite der Gesellschaft unter http://www.coreo.de unter der Rubrik 
„IR“ und weiter „Hauptversammlung“ zugänglich und werden zudem 
während der Hauptversammlung ausliegen.

2.	 Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Ge-
schäftsjahr 2017

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2017 
amtierenden Mitgliedern des Vorstands Entlastung für das Ge-
schäftsjahr 2017 zu erteilen.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2017

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2017 
amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats Entlastung für das Ge-
schäftsjahr 2017 zu erteilen.

4.	 Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2018

	 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Votum AG, Wirtschaftsprüfungs- 
Steuerberatungsgesellschaft, Guiollettstraße 54, 60325 Frankfurt am 
Main, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2018 zu wählen.
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5.	 Beschlussfassung über die Erhöhung des Grundkapitals der Ge-
sellschaft gegen Bareinlagen unter Gewährung eines mittelbaren 
Bezugsrechts an die Aktionäre

	 Das Grundkapital der Gesellschaft soll um bis zu EUR 10.000.000,00 
gegen Bareinlagen durch Ausgabe von bis zu 10.000.000,00 neuen, 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem rechnerischen An-
teil am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie unter Gewährung eines 
mittelbaren Bezugsrechts an die Aktionäre erhöht werden. 

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen,

	 1)	 Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 
10.000.000,00 gegen Bareinlagen durch Ausgabe von bis zu 
10.000.000,00 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 je  
Aktie erhöht.

	 2)	 Die neuen Aktien werden zu einem durch den Vorstand der Ge-
sellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegenden 
Ausgabebetrag, mindestens zum geringsten Ausgabebetrag von 
EUR 1,00 je Aktie ausgegeben. Sie sind ab dem 1. Januar 2018 
gewinnberechtigt.

	 3)	 Die neuen Aktien sind den Aktionären gegen Bareinlagen zum Be-
zug anzubieten. Etwaige Spitzenbeträge sind vom Bezugsrecht 
ausgeschlossen. 

	 4)	 Das gesetzliche Bezugsrecht wird den Aktionären in der Weise 
eingeräumt, dass die neuen Aktien von einem vom Vorstand zu 
bestimmenden und zu beauftragenden Kreditinstitut gezeichnet 
und mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktio-
nären zu einem durch den Vorstand der Gesellschaft mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats festzulegenden Ausgabebetrag, mindes- 
tens zum geringsten Ausgabebetrag von EUR 1,00 je Aktie, zum 
Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht) und die neuen Aktien 
in dem von den Bezugsbe-rechtigten angenommenen Umfang zu 
übernehmen und zu zeichnen. Die Frist für die Annahme des Be-
zugsangebots endet frühestens zwei Wochen nach der Bekannt-
gabe des Bezugsangebots.

	 5)	 Die Bezugsrechte sind übertragbar. Ein börslicher Bezugsrechts-
handel findet nicht statt. Ein Bezugsrechtshandel wird auch we-
der von der Gesellschaft noch von dem Kreditinstitut organisiert 
werden.

	 6)	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durch-
führung, insbesondere die weiteren Bedingungen für die Ausgabe 
der Aktien, festzulegen.

	 7)	 Die Kosten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung trägt die 
Gesellschaft.

	 8)	 Der Vorstand ist berechtigt, die Kapitalerhöhung in einer oder 
mehreren, maximal jedoch drei Tranchen, durchzuführen und zur 
Eintragung in das Handelsregister der Gesellschaft anzumelden. 
Die Durchführungsfrist beträgt sechs Monate ab Eintragung die-
ses Kapitalerhöhungsbeschlusses. 
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	 9)	 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung ent-
sprechend dem Umfang der Durchführung der Kapitalerhöhung 
jeweils zu ändern.

6.	 Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Er-
mächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen und die teilweise Aufhebung des Bedingten 
Kapitals 2013/I, über eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von 
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen mit der Mög-
lichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts, die Schaffung eines 
neuen Bedingten Kapitals 2018 sowie die entsprechende Ände-
rung der Satzung 

	 Die Hauptversammlung der Gesellschaft hat den Vorstand am  
28. August 2013 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis 
zum 27. August 2018 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/
oder den Namen lautende Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 
mit einer Laufzeit von längstens 20 Jahren auszugeben und den In-
habern von Optionsanleihen Optionsrechte bzw. den Inhabern von 
Wandelschuldverschreibungen Wandlungsrechte auf insgesamt bis 
zu 2.496.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft 
mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu 
EUR 2.496.000,00 nach näherer Maßgabe der Options- bzw. Wandel-
anleihebedingungen zu gewähren und in diesem Zusammenhang ein 
Bedingtes Kapital 2013/I in Höhe von bis zu EUR 2.496.000,00 durch 
Ausgabe von bis zu 2.496.000 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien beschlossen.

	 Vorstand und Aufsichtsrat haben im Dezember 2017 beschlossen, zur 
Finanzierung des weiteren Wachstums eine Optionsanleihe zu bege-
ben. Die Optionsanleihe beinhaltet eine Kombination aus einer Anleihe 
im Volumen von 20 Mio. Euro mit einem Kupon von 10 % p. a. und 
624.000 Optionen auf eine entsprechende Anzahl Aktien der Gesell-
schaft zu einem Ausübungspreis von 2,50 Euro je Option/Aktie. Die 
Optionsanleihe wurde vollständig bei Investoren der Serengeti Asset 
Management LP, einer bei der United States Securities and Exchange 
Commission (SEC) registrierten Investmentgesellschaft, platziert.

	 Um der Gesellschaft auch zukünftig die größtmögliche Flexibilität 
hinsichtlich der Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen einzuräumen, soll die bestehende Ermächtigung aufge-
hoben und eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/
oder Wandelschuldverschreibungen beschlossen werden, die unter 
anderem auch dem zwischenzeitlich erhöhten Grundkapital der Ge-
sellschaft Rechnung tragen soll. 

	 Da aufgrund der von der Hauptversammlung vom 28. August 2013 
erteilten Ermächtigung eine Optionsanleihe mit einer Kombination  
aus einer Anleihe im Volumen von 20 Mio. Euro mit einem Kupon von 
10 % p. a. und 624.000 Optionen auf eine entsprechende Anzahl  
Aktien der Gesellschaft ausgegeben wurde, wird das in § 4 Abs. 5 
der Satzung geregelte Bedingte Kapital 2013/I nur mehr in Höhe von 
bis zu EUR 624.000,00 durch Ausgabe von bis zu 624.000 neuen, auf 
den Inhaber lautenden Stückaktien benötigt und soll entsprechend 
reduziert werden. 
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	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen:

	 1)	 Aufhebung der bestehenden Ermächtigung vom 28. August 
2013 zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuld- 
verschreibungen und teilweise Aufhebung des Bedingten  
Kapitals 2013/I in § 4 Abs. 5 der Satzung

		  Die durch die Hauptversammlung vom 28. August 2013 erteilte 
Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen wird, soweit die Ermächtigung 
noch nicht ausgenutzt wurde, mit Wirkung zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens des neuen Bedingten Kapitals 2018 aufgeho-
ben. Das dazugehörige in § 4 Abs. 5 Satz 1 der Satzung gere-
gelte Bedingte Kapital 2013/I wird auf EUR 624.000,00 reduziert.  
§ 4 Abs. 5 Satz 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

		  "Das Grundkapital ist um bis zu EUR 624.000,00 durch Ausgabe 
von bis zu 624.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2013/I)."

	 2)	 Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugs-
rechts

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum 18. Juni 2023 einmalig oder mehrmals auf den In-
haber und/oder den Namen lautende Options- und/oder Wan-
delschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu  
EUR 100.000.000,00 mit einer Laufzeit von längstens 20 Jahren 
auszugeben und den Inhabern von Optionsanleihen Options-
rechte bzw. den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen 
Wandlungsrechte auf insgesamt bis zu 3.432.000 auf den Inhaber 
lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag 
des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 3.432.000,00 nach 
näherer Maßgabe der Options- bzw. Wandelanleihebedingungen 
zu gewähren. Für die Schuldverschreibungen sowie die damit ver-
bundenen Wandlungs- und Optionsrechte können unterschied-
liche Laufzeiten vereinbart werden.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die  
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen zu. Das gesetz-
liche Bezugsrecht wird den Aktionären in der Weise eingeräumt, 
dass die Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen von 
einem Kreditinstitut oder einem Konsortium von Kreditinstituten 
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge, die sich aufgrund 
des Bezugsverhältnisses ergeben, von dem Bezugsrecht der  
Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit 
auszuschließen, wie es erforderlich ist, damit Inhabern von be-
reits zuvor ausgegebenen Options- oder Wandlungsrechten bzw. 
-pflichten ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden 
kann, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wandlungs-
rechte bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wandlungspflichten 
als Aktionär zustehen würde. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf gegen Barzahlung 
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ausgegebene Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
vollständig auszuschließen, sofern der Vorstand nach pflichtge-
mäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der Ausgabepreis 
der Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ihren nach 
anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden er-
mittelten hypothetischen Marktwert nicht wesentlich unterschrei-
tet. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts gilt 
jedoch nur für Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
mit einem Options- bzw. Wandlungsrecht oder einer Options- 
bzw. Wandlungspflicht auf Aktien mit einem anteiligen Betrag des 
Grundkapitals, der insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht über-
steigen darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung 
der vorliegenden Ermächtigung. Auf die vorgenannte 10%-Gren-
ze werden Aktien angerechnet, die aufgrund einer Ermächtigung 
der Hauptversammlung zum Erwerb und zur Veräußerung eigener 
Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4  
AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert werden. 
Ferner sind auf diese Begrenzung auch diejenigen Aktien anzu-
rechnen, die aus einem genehmigten Kapital unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur nach § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG bezugsrechtsfreien Ausgabe der Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen ausgegeben werden.

Im Falle der Ausgabe von Optionsanleihen werden jeder Teil-
schuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, 
die den Inhaber nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzu-
legenden Optionsbedingungen zum Bezug von auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien der Gesellschaft berechtigen. Die Options-
bedingungen können auch vorsehen, dass der Optionspreis durch 
Übertragung von Teilschuldverschreibungen und gegebenenfalls 
eine bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Der anteilige Betrag des 
Grundkapitals, der auf die je Teilschuldverschreibung zu bezie-
henden Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der Teilschuldver-
schreibungen nicht übersteigen. Soweit sich Bruchteile von Aktien 
ergeben, kann vorgesehen werden, dass diese Bruchteile, nach 
Maßgabe der Options- bzw. Anleihebedingungen, gegebenenfalls 
gegen Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden 
können. 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten 
die Inhaber das unentziehbare Recht, ihre Schuldverschreibungen 
gemäß den vom Vorstand festgelegten Wandelanleihebedin-
gungen in auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft 
zu wandeln. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division 
des Nennbetrags oder des unter dem Nennbetrag liegenden Aus-
gabebetrages einer Teilschuldverschreibung durch den festge-
setzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft und kann 
auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine 
in bar zu leistende Zuzahlung und die Zusammenlegung oder ein 
Ausgleich für nicht wandlungsfähige Spitzen festgesetzt werden. 
Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die bei Wand-
lung je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien entfällt, 
darf den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht 
übersteigen.
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Die Options- bzw. Wandelanleihebedingungen können auch eine 
Options- oder Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu 
einem anderen Zeitpunkt („Endfälligkeit“) vorsehen. 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis für eine 
Aktie muss

		  -	 mindestens 80% des durchschnittlichen Schlusskurses der 
Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel der Frankfurter Wert-
papierbörse oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem 
an den letzten zehn Börsentagen vor dem Tag der Beschluss-
fassung durch den Vorstand über die Ausgabe der Wandel- 
oder Optionsschuldverschreibungen betragen

 
		  oder

		  -	 für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts mindestens 
80 % des durchschnittlichen Schlusskurses der Aktien der 
Gesellschaft im Xetra-Handel der Frankfurter Wertpapierbör-
se oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem in dem 
Zeitraum vom Beginn der Bezugsfrist bis einschließlich des 
Tages vor der Bekanntmachung der endgültigen Festlegung 
der Konditionen gemäß § 186 Abs. 2 AktG betragen.

Abweichend hiervon kann der Wandlungs- bzw. Optionspreis 
in den Fällen einer Wandlungs- oder Optionspflicht dem durch-
schnittlichen Schlusskurs der Aktien der Gesellschaft im Xetra-
Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem entspre-
chenden Nachfolgesystem während der zehn Börsentage vor 
oder nach dem Tag der Endfälligkeit entsprechen, auch wenn 
dieser Durchschnittskurs unterhalb des oben genannten Mindest-
wandlungs- oder Optionspreises (80 %) liegt. § 9 Abs. 1 AktG 
bleibt unberührt.

Der Options- bzw. Wandlungspreis kann unbeschadet des § 9 
Abs. 1 AktG aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach  
näherer Bestimmung der Wandelanleihe- bzw. Optionsbedin-
gungen dann ermäßigt werden, wenn die Gesellschaft während 
der Options- bzw. Wandlungsfrist unter Einräumung eines Be-
zugsrechts an ihre Aktionäre oder durch eine Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln das Grundkapital erhöht oder weitere Op-
tions- oder Wandelschuldverschreibungen begibt bzw. Options- 
oder Wandlungsrechte oder -pflichten gewährt oder garantiert 
und den Inhabern schon bestehender Options- oder Wandlungs-
rechte oder -pflichten hierfür kein Bezugsrecht eingeräumt wird, 
wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts 
bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht zuste-
hen würde. Die Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungspreises 
kann auch durch eine Barzahlung bei Ausübung des Options- 
bzw. Wandlungsrechts oder bei der Erfüllung einer Options- oder 
Wandlungspflicht bewirkt werden. Die Bedingungen der Options-
rechte bzw. -pflichten bzw. der Wandelanleihe können darüber 
hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung oder anderer außer-
ordentlicher Maßnahmen bzw. Ereignisse (wie z. B. ungewöhnlich 
hohe Dividenden, Kontrollerlangung durch Dritte) eine Anpassung 
der Options- bzw. Wandlungsrechte bzw. Options- oder Wand-
lungspflichten vorsehen.
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Anstelle der wertwahrenden Anpassung des Wandlungs- oder 
Optionspreises kann nach näherer Bestimmung in den Bedin-
gungen der Options- oder Wandelschuldverschreibungen in allen 
vorgenannten Fällen auch die Zahlung eines entsprechenden Be-
trages in Geld durch die Gesellschaft bei Ausübung der Wand-
lungs- oder Optionsrechte bzw. bei Erfüllung entsprechender 
Wandlungs- oder Optionspflichten vorgesehen werden. Die 
Anleihebedingungen können auch vorsehen, dass die Options- 
bzw. Wandelanleihe nach Wahl der Gesellschaft statt in neue 
Aktien aus bedingtem Kapital in bereits existierende Aktien der 
Gesellschaft oder einer börsennotierten anderen Gesellschaft ge-
wandelt werden können bzw. das Optionsrecht durch Lieferung  
solcher Aktien erfüllt werden kann.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der 
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, insbesonde-
re Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Verwässe-
rungsschutzbestimmungen, Options- bzw. Wandlungszeitraum 
sowie im vorgenannten Rahmen den Wandlungs- und Options-
preis zu bestimmen.

	 3)	 Bedingtes Kapital 2018

		  Das Grundkapital wird um bis zu EUR 3.432.000,00 durch Aus- 
gabe von bis zu 3.432.000 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2018). Die bedingte 
Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Optionsrechten bzw. 
Optionspflichten nach Maßgabe der Optionsbedingungen an 
die Inhaber von Optionsscheinen aus Optionsanleihen bzw. von 
Wandlungsrechten bzw. Wandlungspflichten nach Maßgabe der 
Wandelanleihebedingungen an die Inhaber von Wandelschuld-
verschreibungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 
der Hauptversammlung vom 19. Juni 2018 bis zum 18. Juni 2023 
von der Gesellschaft ausgegeben werden. Die Ausgabe der 
neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend be-
zeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden 
Options- bzw. Wandlungspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung  
ist nur im Falle der Begebung der Options- bzw. Wandelschuld-
verschreibungen und nur insoweit durchzuführen, wie die Inha-
ber der Optionsscheine bzw. der Wandelschuldverschreibungen 
von ihren Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch machen 
bzw. zur Wandlung bzw. Optionsausübung verpflichtete Inhaber 
von Anleihen ihre Verpflichtung zur Wandlung/Optionsausübung 
erfüllen und das bedingte Kapital nach Maßgabe der Options- 
bzw. Wandelanleihebedingungen benötigt wird. Die aufgrund der 
Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder der Erfül-
lung der Wandlungs- bzw. Optionspflicht ausgegebenen neuen 
Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 
entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durch-
führung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Auf-
sichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 
der jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle 
sonstigen damit im Zusammenhang stehenden Anpassungen der 
Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen. Entspre-
chendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur 
Ausgabe von Options- oder Wandelschuldverschreibungen nach 
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Ablauf des Ermächtigungszeitraumes sowie im Falle der Nicht-
ausnutzung des Bedingten Kapitals 2018 nach Ablauf der Fristen 
für die Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten bzw. für 
die Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten.

	 4)	 Satzungsänderung

		  § 4 der Satzung wird um folgenden neuen Absatz (8) ergänzt:

		  „(8)		Das Grundkapital ist um bis zu EUR 3.432.000,00 durch Aus- 
gabe von bis zu 3.432.000 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2018). Die be-
dingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 
die Inhaber von Options- oder Wandlungsrechten bzw. die 
zur Wandlung/Optionsausübung Verpflichteten aus Options- 
oder Wandelschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft 
aufgrund der Ermächtigung des Vorstands durch Hauptver-
sammlungsbeschluss vom 19. Juni 2018 bis zum 18. Juni 2023  
ausgegeben werden, von ihren Options- bzw. Wandlungs-
rechten Gebrauch machen oder, soweit sie zur Wandlung/
Optionsausübung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur 
Wandlung/Optionsausübung erfüllen. Die neuen Aktien neh-
men von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie aufgrund 
der Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten bzw. bei 
Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten entstehen, 
am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung 
der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

				   Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung ent- 
sprechend der jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzu-
passen sowie alle sonstigen damit im Zusammenhang ste-
henden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die 
Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der Nicht-
ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Options- 
oder Wandelschuldverschreibungen nach Ablauf des Er-
mächtigungszeitraumes sowie im Falle der Nichtausnutzung 
des Bedingten Kapitals 2018 nach Ablauf der Fristen für die 
Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten bzw. für die 
Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten.“

Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 6 der Tagesordnung 
über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts gemäß  
§§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

Der Vorstand erstattet gemäß §§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts und zum vorge- 
sehenen Ausgabebetrag diesen Bericht, der ab der Einberufung der 
Hauptversammlung in den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Grüne-
burgweg 18, 60322 Frankfurt am Main, zur Einsichtnahme durch die  
Aktionäre ausliegt und auch im Internet unter

http://www.coreo.de unter der Rubrik „IR“ 
und weiter „Hauptversammlung“

zugänglich ist. Er wird jedem Aktionär auf Verlangen unentgeltlich und 
unverzüglich in Kopie zugesandt und auch während der Hauptversamm-
lung zur Einsichtnahme ausliegen. 
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Die Hauptversammlung der Gesellschaft hat den Vorstand am 28. Au- 
gust 2013 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum  
27. August 2018 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder den 
Namen lautende Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen im 
Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 mit einer Laufzeit 
von längstens 20 Jahren auszugeben und den Inhabern von Optionsan-
leihen Optionsrechte bzw. den Inhabern von Wandelschuldverschrei-
bungen Wandlungsrechte auf insgesamt bis zu 2.496.000 auf den Inha-
ber lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag 
des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 2.496.000,00 nach näherer 
Maßgabe der Options- bzw. Wandelanleihebedingungen zu gewähren 
und in diesem Zusammenhang ein Bedingtes Kapital 2013/I in Höhe von 
bis zu EUR 2.496.000,00 durch Ausgabe von bis zu 2.496.000 neuen, auf 
den Inhaber lautenden Stückaktien beschlossen.

Vorstand und Aufsichtsrat haben im Dezember 2017 beschlossen, zur 
Finanzierung des weiteren Wachstums eine Optionsanleihe zu begeben. 
Die Optionsanleihe beinhaltet eine Kombination aus einer Anleihe im  
Volumen von 20 Mio. Euro mit einem Kupon von 10 % p. a. und  
624.000 Optionen auf eine entsprechende Anzahl Aktien der Gesellschaft 
zu einem Ausübungspreis von 2,50 Euro je Option/Aktie. Die Optionsan-
leihe wurde vollständig bei Investoren der Serengeti Asset Management LP, 
einer bei der United States Securities and Exchange Commission (SEC) 
registrierten Investmentgesellschaft, platziert.

Um der Gesellschaft auch zukünftig die größtmögliche Flexibilität 
hinsichtlich der Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen einzuräumen und um dem zwischenzeitlich erhöhten 
Grundkapital der Gesellschaft Rechnung zu tragen, soll die bestehen-
de Ermächtigung aufgehoben und durch eine neue Ermächtigung zur 
Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ersetzt 
werden. Dazu soll das Bedingte Kapital 2013/I teilweise aufgehoben und 
ein neues Bedingtes Kapital 2018 geschaffen werden.
 
Die nun vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/
oder Wandelschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 100.000.000,00 sowie zur Schaffung des dazugehörigen Bedingten 
Kapitals 2018 mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insge-
samt bis zu EUR 3.432.000,00 soll die Finanzierungsmöglichkeiten der 
Gesellschaft erweitern. Dem Vorstand soll vorbehaltlich der Zustimmung 
des Aufsichtsrats insbesondere bei Eintritt günstiger Kapitalmarktbedin-
gungen der Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft liegenden flexi- 
blen und zeitnahen Finanzierung eröffnet werden. 

Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf  
die Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen zu (§ 221 Abs. 1 i. V. m.  
§ 186 Abs. 1 AktG). Um die Abwicklung zu erleichtern, soll von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, die Options- und/oder Wan-
delschuldverschreibungen an ein Kreditinstitut oder ein Konsortium von 
Kreditinstituten mit der Verpflichtung abzugeben, den Aktionären die An-
leihen entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugs-
recht i. S. von § 186 Abs. 5 AktG). 

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht in den folgenden Fällen, die sämtlich im Inte-
resse der Gesellschaft liegen, auszuschließen:
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•	 Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht die 
Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung durch runde Beträge und 
erleichtert die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre. Dieser 
Bezugsrechtsausschluss ist sinnvoll und in der Praxis üblich, weil die 
Kosten eines Bezugsrechtshandels bei Spitzenbeträgen regelmäßig 
nicht in einem angemessenen Verhältnis zu den damit verbundenen 
Vorteilen für die Aktionäre stehen. Der Verwässerungseffekt hält sich 
aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge in hinnehmbaren 
Grenzen. Die insoweit vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Schuld-
verschreibungen werden entweder durch Verkauf über die Börse 
oder in sonstiger Weise bestmöglich verwertet.  

•	 Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten von Inhabern von be-
reits ausgegebenen Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten 
hat den Vorteil, dass der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die be-
reits ausgegebenen Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten 
nicht ermäßigt zu werden braucht. Zur Erleichterung der Platzierung 
ist neben der Möglichkeit zur Ermäßigung des Wandlungs- oder 
Optionspreises meist vorgesehen, dass den Inhabern oder Gläu-
bigern der Schuldverschreibungen bzw. Optionsscheine auch bei 
einer nachfolgenden Ausgabe weiterer Schuldverschreibungen ein 
Bezugsrecht auf neue Schuldverschreibungen eingeräumt werden 
kann, wie es den Aktionären zusteht. Sie werden damit so gestellt, 
als seien sie bereits Aktionäre. Dies gewährleistet im Ergebnis einen 
höheren Ausgabepreis der Aktien, die bei Durchführung der Wand-
lung oder Ausübung der Option ausgegeben werden. 

•	 Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die Aus-
gabe der Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen gegen 
Barzahlung zu einem Kurs erfolgt, der den Marktwert dieser Anleihen 
nicht wesentlich unterschreitet. Hierdurch erhält die Gesellschaft die 
Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr kurzfristig und schnell 
zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen 
bessere Bedin-gungen bei der Festlegung von Zinssatz, Options- 
bzw. Wandlungspreis und Ausgabepreis der Options- bzw. Wan-
delschuldverschreibungen zu erreichen. Eine marktnahe Konditio-
nenfestsetzung und reibungslose Platzierung wäre bei Wahrung des 
Bezugsrechts nicht möglich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine 
Veröffentlichung des Bezugspreises bis zum drittletzten Tag der Be-
zugsfrist. Angesichts der häufig zu beobachtenden Volatilität an den 
Aktienmärkten besteht aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere 
Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der An-
leihekonditionen und so zu nicht marktnahen Konditionen führt. Auch 
ist bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit über 
seine Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet 
bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich kann 
bei Einräumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen der 
Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige bzw. ungünstige 
Marktverhältnisse reagieren, sondern ist rückläufigen Aktienkursen 
während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft 
ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung führen.

Für diesen Fall eines vollständigen Ausschlusses des Bezugsrechts 
gilt gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG die Bestimmung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Die dort geregelte Grenze für Bezugs-
rechtsausschlüsse von 10 % des Grundkapitals ist nach dem Be-
schlussinhalt einzuhalten. Danach kann von dieser Möglichkeit zum 
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Bezugsrechtsausschluss nur für Schuldverschreibungen mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten auf Aktien mit einem 
anteiligen Betrag des Grundkapitals von maximal 10 % Gebrauch 
gemacht werden. Maßgeblich ist dabei der Betrag des Grundkapitals 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung und - falls 
dieser Betrag niedriger ist - zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Er-
mächtigung. Dabei werden Aktien, die aufgrund einer Ermächtigung 
der Hauptversammlung zum Erwerb und zur Veräußerung eigener 
Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG i. V. m. § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG wieder veräußert werden, sowie Aktien, die aus einem 
genehmigten Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, auf die vorgenannte 
10 %-Grenze angerechnet und vermindern diese entsprechend. 

Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt sich ferner, dass der Ausgabe-
preis den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreiten darf. Hierdurch 
soll sichergestellt werden, dass eine nennenswerte wirtschaftliche 
Verwässerung des Wertes der Aktien nicht eintritt. Ob ein solcher 
Verwässerungseffekt bei der bezugsrechtsfreien Ausgabe von Wan-
del- bzw. Optionsanleihen eintritt, kann ermittelt werden, indem 
der hypothetische Börsenpreis der Wandel- bzw. Optionsanleihen 
nach anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden 
errechnet und mit dem Ausgabepreis verglichen wird. Liegt nach 
pflichtgemäßer Prüfung dieser Ausgabepreis nur unwesentlich unter 
dem hypothetischen Börsenpreis zum Zeitpunkt der Begebung der 
Wandel- oder Optionsanleihen, ist nach dem Sinn und Zweck der 
Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrechtsausschluss 
wegen des nur unwesentlichen Abschlags zulässig. Der Beschluss 
sieht deshalb vor, dass der Vorstand vor Ausgabe der Wandel- bzw. 
Optionsanleihen nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung 
gelangen muss, dass der vorgesehene Ausgabepreis zu keiner nen-
nenswerten Verwässerung des Wertes der Aktien führt. Damit würde 
der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts auf beinahe Null sin-
ken, so dass den Aktionären durch den Bezugsrechtausschluss kein 
nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. 

Soweit es der Vorstand in der jeweiligen Situation für angemessen 
hält, sachkundigen Rat einzuholen, kann er sich der Unterstützung 
durch Experten bedienen. So können die die Emission begleitenden 
Konsortialbanken dem Vorstand in geeigneter Form versichern, dass 
eine nennenswerte Verwässerung des Wertes der Aktien nicht zu 
erwarten ist. Auch durch ein unabhängiges Kreditinstitut oder einen 
Sachverständigen kann dies bestätigt werden. Unabhängig von der 
Prüfung durch den Vorstand kann eine marktgerechte Festsetzung 
der Konditionen und damit die Vermeidung einer nennenswerten 
Wertverwässerung im Falle der Durchführung eines Bookbuildung-
Verfahrens gewährleistet werden. Bei diesem Verfahren werden die 
Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen zwar zu einem festen 
Ausgabepreis angeboten; jedoch werden einzelne Bedingungen der 
Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen (z. B. Zinssatz und 
Wandlungs- bzw. Optionspreis) auf der Grundlage der von Investoren 
abgegebenen Kaufverträge festgelegt und so der Gesamtwert der 
Anleihe marktnah bestimmt. Dies stellt sicher, dass eine wesentliche 
Verwässerung des Wertes der Aktien durch den Bezugsrechtsaus-
schluss nicht eintritt.

Darüber hinaus haben die Aktionäre die Möglichkeit, ihren Anteil 
am Grundkapital der Gesellschaft auch nach Ausübung von Wand-
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lungs- oder Optionsrechten jederzeit durch Zukäufe von Aktien über 
die Börse aufrecht zu erhalten. Demgegenüber ermöglicht die Er-
mächtigung zum Bezugsrechtsausschluss der Gesellschaft markt-
nahe Konditionsfestsetzung, größtmögliche Sicherheit hinsichtlich 
der Platzierung bei Dritten und die kurzfristige Ausnutzung günstiger 
Marktsituationen.

Die Ermächtigung sieht vor, dass für den Wandlungs- bzw. Optionspreis 
eine bestimmte Berechnungsgrundlage bezüglich des Mindestausgabe-
betrages vorgegeben wird. Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder 
Optionspreis für eine Aktie muss mindestens 80% des durchschnitt- 
lichen Schlusskurses der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel der 
Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden Nachfolge-
system an den letzten zehn Börsentagen vor dem Tag der Beschluss-
fassung durch den Vorstand über die Ausgabe der Wandel- oder  
Optionsschuldverschreibungen oder - für den Fall der Einräumung eines 
Bezugsrechts - mindestens 80 % des durchschnittlichen Schlusskurses 
der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel der Frankfurter Wertpa-
pierbörse oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem in dem Zeit-
raum vom Beginn der Bezugsfrist bis einschließlich des Tages vor der 
Bekanntmachung der endgültigen Festlegung der Konditionen gemäß  
§ 186 Abs. 2 AktG betragen. Abweichend hiervon kann der Wandlungs- 
bzw. Optionspreis in den Fällen einer Wandlungs- oder Optionspflicht 
dem durchschnittlichen Schlusskurs der Aktien der Gesellschaft im 
Xetra-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem entspre-
chenden Nachfolge-system während der zehn Börsentage vor oder 
nach dem Tag der Endfälligkeit entsprechen, auch wenn dieser Durch-
schnittskurs unterhalb des oben genannten Mindestwandlungs- oder 
Optionspreises (80 %) liegt. § 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt. Durch die 
Festlegung dieses Mindestbetrages sollen einerseits die Aktionäre vor 
einer Verwässerung ihrer Beteiligung geschützt werden, andererseits 
aber der Vorstand hinreichend Flexibilität für eine optimale Platzierung 
der Schuldverschreibung am Markt erhalten.

Derzeit bestehen keine konkreten Pläne für die Ausübung der Ermäch-
tigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen. Vorratsbeschlüsse wie 
der vorliegende, die die Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss vor-
sehen, sind national und international üblich. Der Vorstand wird in jedem 
Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausübung der Ermächtigung und insbe-
sondere ein Ausschluss des Bezugsrechts im Interesse der Gesellschaft  
liegen. 

7.	 Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur 
Verwendung eigener Aktien gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG mit der 
Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugs- und eines etwaigen 
Andienungsrechts sowie zur Einziehung eigener Aktien

	 Die Hauptversammlung vom 28. August 2013 hat dem Vorstand eine 
bis zum 27. August 2018 befristete Ermächtigung zum Erwerb eige- 
ner Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erteilt. Von dieser Ermächti-
gung wurde bislang kein Gebrauch gemacht. Da die bestehende Er-
mächtigung vor der Durchführung der ordentlichen Hauptversamm-
lung 2019 auslaufen wird, soll sie aufgehoben und durch eine neue 
ersetzt werden. Zu diesem Zweck schlagen Vorstand und Aufsichts-
rat vor, folgenden Beschluss zu fassen:

	 1)	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
eigene Aktien der Gesellschaft bis zu insgesamt 10 % des zum 
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Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals der 
Gesellschaft oder - falls dieser Wert geringer ist - des zum Zeit-
punkt der jeweiligen Ausübung der vorliegenden Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Die 
Ermächtigung wird mit Ablauf der ordentlichen Hauptversamm-
lung am 19. Juni 2018 wirksam und gilt bis zum 18. Juni 2023. 
Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder 
mehrmals ausgeübt werden. Sie kann auch durch Konzernunter-
nehmen oder durch Dritte ausgeübt werden, die für Rechnung 
der Gesellschaft oder eines Konzernunternehmens handeln.

		  Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eige-
nen Aktien, die die Gesellschaft bereits erworben hat und noch 
besitzt oder die ihr nach den §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, 
zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals der Ge-
sellschaft entfallen. Die Gesellschaft darf die Ermächtigung nicht 
zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausnutzen.

		  Der Erwerb der eigenen Aktien kann nach Wahl der Gesellschaft 
über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Kaufangebots erfolgen:

		  -	 Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die Börse, so darf 
der von der Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne 
Erwerbsnebenkosten) den durchschnittlichen Schlusskurs 
der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel der Frankfurter 
Wertpapierbörse (oder in einem vergleichbaren Nachfolgesys- 
tem) an den fünf letzten Börsentagen vor dem Tag des Er-
werbs oder dem Tag der Eingehung der Verpflichtung zum 
Erwerb um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten.

		  -	 Erfolgt der Erwerb über ein an alle Aktionäre gerichtetes  
öffentliches Kaufangebot der Gesellschaft, dürfen der gebo-
tene Kaufpreis oder die Grenzwerte der gebotenen Kaufpreis-
spanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am vierten 
Börsentag vor dem Tag der Veröffentlichung des Angebots 
geltenden Schlusskurs der Aktie der Gesellschaft im Xetra-
Handel der Frankfurter Wertpapierbörse (oder in einem ver-
gleichbaren Nachfolgesystem) um nicht mehr als 10 % über- 
oder unterschreiten.

			   Das Volumen des Angebots kann begrenzt werden. Sofern 
die Gesamtzahl der von den Aktionären zum Erwerb ange-
botenen Aktien dieses Volumen überschreitet, erfolgt die An- 
nahme im Verhältnis der zum Erwerb angebotenen Aktien. 
Eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 
100 Stück zum Erwerb angebotener Aktien je Aktionär sowie 
eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen zur Ver-
meidung rechnerischer Bruchteile von Aktien kann vorgese-
hen werden. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht 
der Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen.

	 2)	 Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die auf-
grund der vorstehenden Ermächtigung erworben werden, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats neben der Veräußerung über die 
Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre wie folgt zu verwenden:
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		  (a)	 zur Veräußerung gegen Sachleistung, soweit dies zu dem 
Zweck erfolgt, Unternehmen, Unternehmensteile, Beteili-
gungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung be-
stehender Beteiligungen) oder sonstige Betriebsmittel oder 
Forderungen gegen die Gesellschaft zu erwerben oder Unter-
nehmenszusammenschlüsse durchzuführen;

		  (b)	 zur Veräußerung gegen Barzahlung, soweit dies zu einem 
Preis erfolgt, der den Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft 
zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschrei-
tet.

			   Diese Ermächtigung beschränkt sich auf insgesamt höchs- 
tens 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt 
der Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese Er-
mächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – auf 10 % 
des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Veräußerung der Aktien. 
Das Ermächtigungsvolumen verringert sich um den anteiligen 
Betrag am Grundkapital der Gesellschaft, der auf Aktien ent-
fällt oder auf den sich Wandlungs- und/oder Optionsrechte 
bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, die seit 
Erteilung dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre in unmittelbarer oder entsprechender 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 
veräußert worden sind;

		  (c)	 zur Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer und Mitglieder des  
Vorstands der Gesellschaft und an Arbeitnehmer und Mit-
glieder der Geschäftsführungen der mit der Gesellschaft ver-
bundenen Unternehmen, soweit sie zur Bedienung von Ar-
beitnehmern und Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft 
oder Arbeitnehmern und Mitgliedern der Geschäftsführung 
der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen einge-
räumten Bezugs-, Options- oder Erwerbsrechten auf Aktien 
der Gesellschaft verwendet werden sollen. Soweit in diesem 
Zusammenhang eigene Aktien an Mitglieder des Vorstands 
der Gesellschaft übertragen werden sollen, entscheidet der 
Aufsichtsrat der Gesellschaft;

		  (d)	 zur Erfüllung der Verpflichtungen aus Wertpapierdarlehen/
Wertpapierleihen, die zum Zweck der Ausgabe von Aktien an 
Arbeitnehmer und Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft 
sowie an Arbeitnehmer und Mitglieder der Geschäftsfüh-
rungen der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen 
entsprechend vorstehendem Buchstaben (c) aufgenommen 
wurden;

		  (e)	 zur Erfüllung von Options- und/ oder Wandlungsrechten bzw. 
-pflichten aus von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesell-
schaften begebenen Options- und/ oder Wandelschuldver-
schreibungen und/ oder zur Gewährung eines Bezugsrechts 
auf eigene Aktien für Inhaber oder Gläubiger der von der Ge-
sellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen 
Options- und/ oder Wandelschuldverschreibungen in dem 
Umfang, wie es ihnen nach Ausübung eines ihnen eingeräum-
ten Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer 
Options- oder Wandlungspflicht als Aktionär zustehen würde 
und nach näherer Maßgabe der Anleihe- bzw. Optionsbedin-
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gungen zum Zwecke des Verwässerungsschutzes angeboten 
werden kann;

		  (f)	 für Spitzenbeträge im Fall der Veräußerung eigener Aktien im 
Rahmen eines Verkaufsangebots an alle Aktionäre.

	 3)	 Der Vorstand wird ferner ermächtigt, alle oder einen Teil der eige- 
nen Aktien der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung 
eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Ein-
ziehung führt insoweit zur Kapitalherabsetzung. Die eigenen Aktien 
können allerdings auch nach § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG im verein-
fachten Verfahren ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung 
des auf eine Aktie entfallenden anteiligen Betrags des Grund- 
kapitals eingezogen werden. Der Vorstand ist in diesem Fall zur 
Anpassung der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt.

	 4)	 Die Ermächtigungen unter Ziffer 2) und 3) können einmal oder 
mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln oder gemeinsam ausgeübt 
werden.

	 5)	 Die von der Hauptversammlung vom 28. August 2013 erteilte und 
bis zum 27. August 2018 befristete Ermächtigung zum Erwerb  
eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG wird aufgehoben.

Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der Tagesordnung 
über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts gemäß §§ 71 
Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG sowie für den Ausschluss 
eines etwaigen Andienungsrechts

Der Vorstand erstattet gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 4 Satz 2  
AktG über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts sowie 
über die Gründe für den Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts 
diesen Bericht, der ab der Einberufung der Hauptversammlung in den 
Geschäftsräumen der Gesellschaft, Grüneburgweg 18, 60322 Frankfurt 
am Main, zur Einsichtnahme durch die Aktionäre ausliegt und auch im 
Internet unter

http://www.coreo.de unter der Rubrik „IR“  
und weiter „Hauptversammlung“

zugänglich ist. Er wird jedem Aktionär auf Verlangen unentgeltlich und  
unverzüglich in Kopie zugesandt und auch während der Hauptversamm-
lung zur Einsichtnahme ausliegen.

Unter Tagesordnungspunkt 7 wird der Hauptversammlung - unter gleich-
zeitiger Aufhebung der von der Hauptversammlung vom 28. August 2013 
erteilte und bis zum 27. August 2018 befristete Ermächtigung zum Er- 
werb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG - vorgeschlagen, den 
Vorstand erneut gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu ermächtigen, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien bis zu 10 % des zum Zeitpunkt 
der Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehenden Grundkapi-
tals der Gesellschaft zu erwerben.

Erwerb

Bei dem Erwerb eigener Aktien ist der Grundsatz der Gleichbehandlung 
gemäß § 53a AktG zu wahren. Um diesem Grundsatz Rechnung zu tra-
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gen, kann der Erwerb eigener Aktien auf Grundlage der vorgeschlagenen 
Ermächtigung entweder über die Börse oder mittels eines an alle Aktio-
näre gerichteten öffentlichen Kaufangebots erfolgen. Erfolgt der Erwerb 
eigener Aktien mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 
Kaufangebots, so kann nach der vorgeschlagenen Ermächtigung, sofern 
die Gesamtzahl der zum Erwerb angebotenen (angedienten) Aktien ein 
vom Vorstand festgelegtes Volumen überschreitet, der Erwerb nach dem 
Verhältnis der angedienten Aktien (Andienungsquoten) erfolgen. Dagegen 
ist nicht maßgeblich, wie viele Aktien ein Aktionär, der Aktien zum Verkauf 
anbietet, insgesamt hält (Beteiligungsquoten), denn nur die angebote-
nen Aktien stehen zum Kauf. Darüber hinaus wäre eine Überprüfung des 
Aktienbestands des einzelnen Aktionärs nicht praktikabel. Nur wenn im 
Grundsatz ein Erwerb nach Andienungsquoten statt nach Beteiligungs-
quoten erfolgen kann, lässt sich das Erwerbsverfahren in einem wirt-
schaftlich vernünftigen Rahmen technisch abwickeln.

Darüber hinaus soll eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen 
bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär vorgesehen werden kön-
nen. Diese Möglichkeit dient zum einen dazu, kleine Restbestände und 
eine damit möglicherweise einhergehende faktische Benachteiligung von 
Kleinaktionären zu vermeiden. Sie dient zum anderen auch der Verein- 
fachung der technischen Abwicklung des Erwerbsverfahrens. Schließlich 
soll in allen Fällen eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen zur 
Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgesehen werden kön-
nen. Insoweit können namentlich die Erwerbsquote und/oder die Anzahl 
der vom einzelnen andienenden Aktionär zu erwerbenden Aktien kauf-
männisch so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den Erwerb 
ganzer Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. In den vorgenannten 
Fällen ist der Ausschluss eines etwaigen weitergehenden Andienungs-
rechts erforderlich und nach Überzeugung des Vorstands und des Auf-
sichtsrats aus den genannten Gründen auch gerechtfertigt sowie gegen-
über den Aktionären angemessen.

Veräußerung und anderweitige Verwendung

Der Vorstand ist nach dem Beschlussvorschlag berechtigt, die eigenen 
Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats teilweise unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden, insbesondere zu veräußern. 
Die Veräußerung der eigenen Aktien soll in den folgenden Fällen und aus 
den folgenden Gründen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-
näre erfolgen können:

•	 Die Gesellschaft soll über eigene Aktien verfügen, um diese im Rah-
men des Erwerbs eines Unternehmens, von Unternehmensteilen, von 
einer Beteiligung an einem Unternehmen (Einschließlich der Erhöhung 
einer bestehenden Beteiligung), von sonstigen Betriebsmitteln oder 
von Forderungen gegen die Gesellschaft als Gegenleistung gewäh-
ren oder um auf sonstige Weise Unternehmenszusammenschlüs-
se durchführen zu können. Der internationale Wettbewerb und die 
Globalisierung der Wirtschaft verlangen zunehmend diese Form der 
Akquisitionsfinanzierung. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung soll 
der Gesellschaft daher die notwendige Flexibilität gewähren, um sich 
bietende Gelegenheiten zur Durchführung entsprechender Unterneh-
mensakquisitionen oder des Erwerbs von sonstigen Betriebsmitteln 
oder Forderungen gegen die Gesellschaft schnell und flexibel aus-
nutzen zu können. Konkrete Pläne für ein Ausnutzen dieser Ermäch-
tigung bestehen zurzeit nicht. Bei der Festlegung der Bewertungs-
relationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der 
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Aktionäre angemessen gewahrt werden. In der Regel wird er sich 
bei der Bemessung des Wertes der als Gegenleistung hingegebenen  
Aktien an deren Börsenkurs orientieren. Eine schematische Anknüp-
fung an einen Börsenkurs ist indes nicht vorgesehen, insbesondere 
um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwan-
kungen des Börsenkurses zu gefährden.

•	 Der Beschlussvorschlag sieht ferner vor, dass der Vorstand die eige- 
nen Aktien auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein 
Angebot an alle Aktionäre gegen Barzahlung an Dritte veräußern 
kann, sofern die eigenen Aktien zu einem Preis veräußert werden, der 
den Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Ver-
äußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung 
wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in entsprechender Anwen-
dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum 
erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Diese Er-
mächtigung ermöglicht es der Gesellschaft, auf Angebote bzw. dem 
Geschäftszweck der Gesellschaft dienende Beteiligungsnachfragen 
von Investoren – insbesondere unter Berücksichtigung günstiger 
Börsensituationen – kurzfristig reagieren zu können. Im Interesse der 
Erweiterung der Aktionärsbasis der Gesellschaft soll damit insbeson-
dere die Möglichkeit geschaffen werden, institutionellen Investoren im 
In- und Ausland Aktien der Gesellschaft anzubieten und/oder neue 
Investorenkreise zu erschließen. 

	 Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden 
dabei angemessen gewahrt. Die Ermächtigung zum Bezugsrechts-
ausschluss in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ist auf insgesamt höchstens 10 % des Grundkapitals der Ge-
sellschaft beschränkt, und zwar sowohl im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Ermächtigung als auch im Zeitpunkt ihrer Ausübung. Das 
Ermächtigungsvolumen verringert sich um den anteiligen Betrag am 
Grundkapital, der auf Aktien entfällt oder auf den sich Options- und/
oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen 
beziehen, die nach Wirksamwerden dieser Ermächtigung in unmittel-
barer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder 
veräußert worden sind. Durch die Anrechnungen wird sichergestellt, 
dass erworbene eigene Aktien nicht unter Ausschluss des Bezugs-
rechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, 
wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als 10 % des 
Grundkapitals das Bezugsrecht der Aktionäre in unmittelbarer oder 
mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlos- 
sen wird.

	 Den Vermögensinteressen der Aktionäre und dem Gedanken des 
Verwässerungsschutzes wird zudem dadurch Rechnung getragen, 
dass die Veräußerung in entsprechender Anwendung von § 186  
Abs. 3 Satz 4 AktG nur zu einem Preis erfolgen darf, der den Börsen-
preis nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des 
Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der 
Veräußerung. Der Vorstand wird sich dabei - unter Berücksichtigung 
der aktuellen Marktgegebenheiten - bemühen, einen eventuellen Ab-
schlag auf den Börsenkurs so niedrig wie möglich zu halten.

•	 Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, die erworbenen eige- 
nen Aktien zur Bedienung von Arbeitnehmern und Mitgliedern des 
Vorstands der Gesellschaft oder Arbeitnehmern und Mitgliedern 
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der Geschäftsführung verbundener Unternehmen eingeräumten Be- 
zugs-, Options- oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft 
einzusetzen. Die bei der Gesellschaft bestehenden Aktienoptionspro-
gramme sehen vor, dass zur Erfüllung ausgegebener Bezugsrechte 
auch eigene Aktien verwendet werden können. 

	 Der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
dient vor allem dem Zweck, von dieser Möglichkeit zukünftig Ge-
brauch machen zu können. Die Nutzung vorhandener eigener Aktien 
statt einer Kapitalerhöhung oder einer Barleistung kann für die Gesell-
schaft wirtschaftlich sinnvoll sein; die Ermächtigung soll insoweit die 
Flexibilität erhöhen. Zudem soll die Voraussetzung geschaffen wer-
den, auch zukünftig anstelle einer Barzahlung Aktien der Gesellschaft 
als variable Vergütungsbestandteile zu gewähren, um einen Anreiz für 
eine langfristige, auf Nachhaltigkeit angelegte Tätigkeit zu schaffen.

	 Soweit in diesem Zusammenhang eigene Aktien an Mitglieder des 
Vorstands ausgegeben werden sollen, entscheidet nach der aktien- 
rechtlichen Zuständigkeitsverteilung der Aufsichtsrat der Gesell-
schaft. Insbesondere entscheidet er darüber, ob, wann und in wel-
chem Umfang er von der Ermächtigung Gebrauch macht (§ 87 Abs. 1 
AktG). Angesichts der gesetzlichen Kompetenzverteilung hat der 
Aufsichtsrat jedoch nicht die Möglichkeit, selbst als Vertretungsorgan 
der Gesellschaft Aktien der Gesellschaft für Zwecke der Vorstands-
vergütung zu erwerben oder den Vorstand zu einem solchen Erwerb 
anzuhalten.

	 Um die Abwicklung der Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer und 
Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft sowie an Arbeitnehmer 
und Mitglieder der Geschäftsführungen der mit der Gesellschaft ver-
bundenen Unternehmen zur Bedienung von diesen eingeräumten 
Bezugs-, Options- oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft 
zu erleichtern, soll es der Gesellschaft zudem ermöglicht werden, 
die dafür benötigten Aktien auch mittels Wertpapierdarlehen/Wert- 
papierleihen zu beschaffen und eigene Aktien gegebenenfalls auch 
zur Erfüllung der Rückgewähransprüche der Darlehensgeber/Verlei-
her zu verwenden.

•	 Darüber hinaus soll der Vorstand berechtigt sein, die eigenen Aktien 
zur Erfüllung von Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. -pflich-
ten der Inhaber oder Gläubiger aus von der Gesellschaft oder ihren 
Konzerngesellschaften begebenen Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen zu verwenden. Der vorgeschlagene Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre soll die Gesellschaft in die Lage verset-
zen, flexibel zu entscheiden, ob sie bei Ausübung dieser Rechte bzw. 
Pflichten neue Aktien aus bedingtem Kapital, eigene Aktien, die sie 
auf Grundlage des vorgeschlagenen Ermächtigungsbeschlusses er-
worben hat, oder einen Barausgleich gewähren will. Ob und in wel-
chem Umfang von der Ermächtigung zur Verwendung von eigenen 
Aktien Gebrauch gemacht oder aber neue Aktien aus bedingtem  
Kapital bzw. ein Barausgleich gewährt wird, wird die Gesellschaft 
jeweils unter Berücksichtigung der vorliegenden Markt- und Liquidi-
tätslage im Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft entscheiden. 
Dabei wird sie auch die anderweitigen Möglichkeiten zur Verwendung 
von etwa erworbenen eigenen Aktien in die Entscheidung einbezie-
hen.



20 

Zudem schafft die Ermächtigung die Möglichkeit, das Bezugsrecht 
der Aktionäre zugunsten der Inhaber von Options- und/oder Wandel- 
schuldverschreibungen auszuschließen, um den Inhabern bzw. Gläu-
bigern bereits bestehender Options- oder Wandelrechte bzw. -pflich-
ten die Aktien nach Maßgabe der jeweiligen Options- bzw. Anleihe-
bedingungen zum Zwecke des Verwässerungsschutzes anzubieten. 
Dies hat den Vorteil, dass der Options- bzw. Wandlungspreis für 
die Inhaber bereits bestehender Options- oder Wandelrechte bzw. 
-pflichten nicht nach den Options- bzw. Anleihebedingungen ermä-
ßigt zu werden braucht, um den darin etwa vorgesehenen Verwässe-
rungsschutz der Inhaber oder Gläubiger dieser Rechte bzw. Pflichten 
zu gewährleisten.

•	 Der Vorstand soll ferner berechtigt sein, bei Veräußerung der eige-
nen Aktien im Rahmen eines Verkaufsangebots an die Aktionäre der 
Gesellschaft das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge aus-
zuschließen. Die Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts für 
Spitzenbeträge dient dazu, ein technisch durchführbares Bezugsver-
hältnis darzustellen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Ak-
tionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien werden entweder durch 
Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Ge-
sellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund 
der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering.

•	 Schließlich sollen die eigenen Aktien von der Gesellschaft auch ohne 
erneuten Beschluss der Hauptversammlung eingezogen werden kön- 
nen. Dies soll auch möglich sein, ohne dass mit der Einziehung eine 
Kapitalherabsetzung einhergeht. Durch eine Einziehung der eigenen  
Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich ohne Weiteres der auf  
die verbleibenden Stückaktien entfallende anteilige Betrag des Grund- 
kapitals pro Aktie, und es ändert sich die Anzahl der Stückaktien, in 
die das Grundkapital eingeteilt ist. Der Vorstand soll daher ermächtigt 
werden, die infolge dieser Änderung erforderlich werdende Anpas-
sung der Satzung vorzunehmen. Das Gesetz sieht in § 237 Abs. 3  
Nr. 3 AktG ausdrücklich die Möglichkeit einer solchen Ermächtigung 
vor. Die Rechte der Aktionäre werden insoweit nicht beeinträchtigt.

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichts-
rat den Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen im Inte-
resse der Gesellschaft für erforderlich und geboten und aus den aufge-
zeigten Gründen sowohl für sachlich gerechtfertigt als auch gegenüber 
den Aktionären für angemessen.

Der Vorstand wird die Ausübung der Ermächtigung mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats vornehmen.

Die Bedingungen werden jeweils zu gegebener Zeit so festgelegt werden, 
dass unter Berücksichtigung der jeweiligen Verhältnisse die Interessen 
der Aktionäre und die Belange der Gesellschaft angemessen gewahrt 
werden. Der Vorstand wird der Hauptversammlung über die Einzelheiten 
einer Ausnutzung der Ermächtigung zum Rückerwerb eigener Aktien bzw. 
zu deren Verwendung berichten.
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Hinweise der Gesellschaft

Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des Stimm-
rechts sind gemäß § 21 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft diejenigen 
Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung unter Vorlage 
eines Berechtigungsnachweises nach § 21 Abs. 2 der Satzung angemel-
det haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der folgenden 
Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse in Textform (§ 126b BGB) 
in deutscher oder englischer Sprache mindestens sechs Tage vor der 
Hauptversammlung, demnach bis spätestens Dienstag, 12. Juni 2018, 
24:00 Uhr (MESZ), zugehen.

Coreo AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0) 89 / 88 96 906 33
E-Mail: anmeldung@better-orange.de

Die Aktionäre müssen gemäß § 21 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft 
die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts nachweisen. Hierfür ist ein in Textform (§ 126b 
BGB) in deutscher oder englischer Sprache erstellter Nachweis des An-
teilsbesitzes durch das depotführende Institut erforderlich. Der Nach-
weis muss sich auf den hierzu für börsennotierte Gesellschaften gesetz-
lich bestimmten Zeitpunkt, demnach auf Dienstag, den 29. Mai 2018,  
00:00 Uhr (MESZ), beziehen und der Gesellschaft unter der vorstehen-
den Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse mindestens sechs 
Tage vor der Hauptversammlung, demnach bis spätestens Dienstag, den  
12. Juni 2018, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. In Bezug auf solche Aktien, 
die zum maßgeblichen Zeitpunkt nicht in einem bei einem Kreditinstitut 
geführten Aktiendepot verwahrt werden, kann die Bescheinigung auch 
von der Gesellschaft, einem Notar, einer Wertpapiersammelbank oder 
einem Kreditinstitut innerhalb der Europäischen Union ausgestellt wer-
den.

Verfahren für die Stimmabgabe/Stimmrechtsvertretung

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch 
einen Bevollmächtigten, z. B. durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsver-
einigung oder eine andere Person seiner Wahl ausüben lassen. Auch im 
Fall einer Bevollmächtigung ist ein fristgerechter Zugang der Anmeldung 
unter Vorlage eines Berechtigungsnachweises nach den vorstehenden 
Bestimmungen erforderlich. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine 
Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurück-
weisen.

Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benannten 
weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. 

Weitere Informationen zur Stimmrechtsvertretung sowie entsprechende 
Formulare, die für die Erteilung einer Vollmacht und ggf. Weisungen ver-
wendet werden können, erhalten die Aktionäre zusammen mit der Ein-
trittskarte, welche nach dem oben beschriebenen fristgerechten Zugang 
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der Anmeldung unter Vorlage eines Berechtigungsnachweises zuge-
schickt wird, und stehen auch unter 

http://www.coreo.de unter der Rubrik „IR“ 
und weiter „Hauptversammlung“

zum Download zur Verfügung.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären in der Zeit vor der 
Hauptversammlung, die gemäß § 126 bzw. § 127 AktG zugänglich ge-
macht werden sollen, sind an die nachstehende Adresse, Telefax-Num-
mer oder E-Mail-Adresse zu richten:

Coreo AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0) 89 / 88 96 906 66
E-Mail: antraege@better-orange.de

Zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktio-
nären sowie etwaige Stellungnahmen der Verwaltung hierzu werden unter 
der Internetadresse

http://www.coreo.de unter der Rubrik „IR“ 
und weiter „Hauptversammlung“

veröffentlicht.

Hinweis zum Datenschutz

Europaweit gelten aufgrund des Inkrafttretens der Europäischen Daten-
schutz-Grundverordnung ab dem 25. Mai 2018 neue Regelungen zum 
Datenschutz. Der Schutz Ihrer Daten und deren rechtskonforme Verar-
beitung haben für uns einen hohen Stellenwert. In unseren Datenschutz 
hinweisen haben wir alle Informationen zur Verarbeitung personenbezo-
gener Daten unserer Aktionäre übersichtlich und kompakt zusammenge-
fasst. Die neuen Datenschutzhinweise stehen ab dem 25. Mai 2018 auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter der Internetadresse

http://www.coreo.de unter der Rubrik „IR“ 
und weiter „Hauptversammlung“

zur Einsicht und zum Download zur Verfügung.

Frankfurt am Main, im Mai 2018

Coreo AG
Der Vorstand
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Verkehrsanbindung

Mit öffentlichen Verkehrsmitteln

Vom Hauptbahnhof (Tiefebene) mit der U5 in Richtung Preungesheim 
bis Haltestelle "Deutsche Nationalbibliothek". Fahrzeit etwa 10 Minuten.

Vom Flughafen (Regionalbahnhof) mit der S 8 oder S 9 in Richtung 
Hanau bzw. Offenbach Ost bis Haltestelle "Konstablerwache". 
Umsteigen in die U5 in Richtung Preungesheim bis Haltestelle "Deutsche 
Nationalbibliothek". Fahrzeit etwa 30 Minuten.

Die Bushaltestelle "Deutsche Nationalbibliothek" wird von der Linie 32 
angefahren.

Mit dem PKW

A 66 bis zum Autobahnende Miquelallee und der Beschilderung Fulda /  
Hanau folgen; an der dritten Kreuzung rechts in die Eckenheimer 
Landstraße Richtung Stadtmitte abbiegen; der Beschilderung folgend 
rechts in die Tiefgarage fahren (kostenpflichtig).

A 661 bis zur Ausfahrt Eckenheim, dort Richtung Innenstadt / Eckenheim 
einordnen und geradeaus bis zur 3. großen Ampelkreuzung fahren und 
diese überqueren. Am Gebäude der Deutschen Nationalbibliothek befin-
det sich nach ca. 100 Metern rechts die Einfahrt in die Tiefgarage. 

Die Deutsche Nationalbibliothek in Frankfurt am Main verfügt über eine 
Tiefgarage mit 100 PKW-Stellplätzen (1. UG) für Bibliotheksbesucherinnen 
und -besucher. 

Deutsche 
Nationalbibliothek
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